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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 42/07 BH 
 
L 6 R 24/06 (Bayerisches LSG) 
S 4 R 56/02 A (SG Landshut) 
 
 
 
………………………………….. , 
 
 
 

Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bayern Süd, 
Am Alten Viehmarkt 2, 84028 Landshut, 
 

Beklagte. 
 
 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Januar 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts 

vom 21. August 2007 Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 21.8.2007 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch des 

Klägers auf Gewährung von Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit verneint und im 

Wesentlichen ausgeführt: Die rechtlichen Voraussetzungen für einen Rentenanspruch wegen 

voller oder teilweiser Erwerbsminderung gemäß § 43 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB VI) in der ab 2001 geltenden Fassung seien ebenso wenig erfüllt wie für einen 

Rentenanspruch nach dem bis zum 31.12.2000 geltenden Recht der §§ 43, 44 SGB VI alter 

Fassung (aF). Den letzten Pflichtbeitrag zur Rentenversicherung habe der Kläger in Bosnien-

Herzegowina im August 1995 entrichtet, so dass der Versicherungsschutz nur bis zu einem 

fiktiven Eintritt der Erwerbsminderung im September 1997 gereicht habe. Daran ändere der 

Bezug einer bosnischen Invalidenrente seit August 1995 nichts. Der Kläger habe keine 

Möglichkeit der freiwilligen Beitragszahlung zur Erfüllung der sog besonderen 

versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. Im September 1997 sei der Kläger noch nicht 

erwerbsunfähig bzw berufsunfähig gewesen, denn er habe zu diesem Zeitpunkt noch 

vollschichtig leichte Arbeiten mit gewissen Einschränkungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

verrichten können. Für das ab 2001 in Kraft getretene Recht gelte nichts anderes.  

 

Mit dem vom LSG weitergeleiteten und beim Bundessozialgericht (BSG) am 13.11.2007 ein-

gegangenen Schreiben (ohne Datum) hat der Kläger die Bewilligung von Prozesskostenhilfe für 

die Durchführung des Beschwerdeverfahrens gegen die Nichtzulassung der Revision im dem 

Urteil des LSG beantragt. 

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe ist abzulehnen. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die beab-

sichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. Dies ist hier nicht der Fall. 

Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 166 Abs 2 SGG; ab 

1.7.2008: § 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers 

erfolgreich zu begründen. 

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzli-

che Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des 

Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des 

Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (Nr 3). Weder nach dem Vorbringen des Klägers noch nach der Prüfung des 

Streitstoffs durch den erkennenden Senat ist das Vorliegen einer der vorgenannten 

Zulassungsgründe ersichtlich. 
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Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die allge-

meine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34). Die Frage muss außerdem klärungsbedürftig sein. Das ist grundsätzlich nicht der Fall, 

wenn die Antwort darauf von vornherein praktisch außer Zweifel steht (vgl BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 4, 11) oder bereits höchstrichterlich entschieden ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 8). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung haben könnten, sind im 

vorliegenden Rechtsstreit nicht ersichtlich. 

 

Zu den Leistungsvoraussetzungen der hier streitigen Rente wegen verminderter Erwerbsfähig-

keit (Erwerbsunfähigkeit/Berufsunfähigkeit) nach den früheren §§ 43, 44 Sechstes Buch Sozial-

gesetzbuch (SGB VI) bzw wegen Erwerbsminderung nach den jetzt geltenden §§ 43, 240 

SGB VI besteht bereits eine umfangreiche Rechtsprechung des BSG (vgl dazu die Nachweise 

bei Niesel in Kasseler Komm - Ablegeordner - zu §§ 43, 44 SGB VI <aF> sowie die laufende 

Kommentierung zu §§ 43, 240 SGB VI). Hierbei ist auch geklärt, dass die von einem ausländi-

schen Versicherungsträger festgestellte Invalidität für den deutschen Versicherungsträger nicht 

bindend ist, wenn eine entsprechende zwischenstaatliche Gleichstellungsvereinbarung nicht 

vorliegt (vgl BSG SozR 3-6050 Art 40 Nr 3). Eine solche Gleichstellung ist mit dem hier noch 

anwendbaren Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen 

Föderativen Republik Jugoslawien über Soziale Sicherheit vom 12.10.1968 (BGBl II, 1969, 

1438) in der Fassung des Änderungsabkommens vom 30.9.1974 (BGBl II, 1975, 390) nicht 

erfolgt. Auch im Hinblick auf die vorliegend streitigen versicherungsrechtlichen 

Voraussetzungen ist ein grundsätzlicher Klärungsbedarf nicht zu erkennen. Nach den Fest-

stellungen des LSG sind die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nur bis zu einem 

Eintritt der Erwerbsminderung im September 1997 erfüllt, weil der letzte (Pflicht-)Beitrag zur 

Rentenversicherung in Bosnien und Herzegowina im August 1995 entrichtet worden ist. In 

diesem Zusammenhang ist bereits geklärt, dass sich aus einem Rentenbezug im Ausland keine 

Streckungstatbestände herleiten lassen (vgl BSG SozR 3-2200 § 1246 Nr 46; BSGE 86, 153 

= SozR 3-5750 Art 2 § 6 Nr 18; BSG SozR 3-2600 § 97 Nr 4). Ob das Abkommen zwischen der 

Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien über 

Soziale Sicherheit noch weiter anwendbar ist oder seine völkerrechtliche Wirksamkeit durch die 

im ehemaligen Jugoslawien erfolgten neuen Staatsbildungen verloren hat (vgl hierzu 

Vorlagebeschluss des 13. Senats des BSG vom 23.5.2006 - B 13 RJ 17/05 R), ist für den 

vorliegenden Fall nicht entscheidungserheblich, da ohne Existenz einer wirksamen zwischen-

staatlichen Vereinbarung Feststellungen des ausländischen Versicherungsträgers für den 

deutschen Träger ohnehin nicht verbindlich wären; die Erfüllung der Voraussetzungen für eine 

Rente richteten sich dann ausschließlich nach den jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften.  
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Schließlich ist kein grundsätzlicher Klärungsbedarf zu der Frage zu erkennen, ob der Kläger 

berechtigt ist, freiwillige Beiträge zur Erfüllung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen 

nachträglich zu entrichten. Die Fristen, innerhalb deren eine Beitragsentrichtung noch zulässig 

ist, ergeben sich aus § 197 Abs 2 SGB VI. Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Här-

tefall iS des § 197 Abs 3 SGB VI anzunehmen ist, besteht bereits eine höchstrichterliche Recht-

sprechung (vgl BSG SozR 3-5750 Art 2 § 6 Nr 18 mwN; siehe auch Peters in Kasseler Komm, 

§ 197 SGB VI RdNr 17, 18 mwN). 

 

Der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) könnte ebenfalls nicht mit Erfolg 

geltend gemacht werden. Divergenz (Abweichung) bedeutet Widerspruch im Rechtssatz oder 

- anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, die den 

miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind. Sie kommt nur 

dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von 

einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat (BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 mwN). Davon kann vorliegend nicht ausgegangen 

werden. 

 

Schließlich lässt sich kein Verfahrensmangel feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG zur 

Zulassung der Revision führen könnte. Nach Halbsatz 2 dieser Bestimmung kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109, 128 Abs 1 Satz 1 SGG und 

auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag 

bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Ein derartiger Beweis-

antrag, den das Berufungsgericht unter Verstoß gegen die Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) 

übergangen haben könnte, ist hier nicht ersichtlich. 

 

Eine - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit des Berufungsurteils, die der Kläger möglicher-

weise zum Gegenstand seiner Nichtzulassungsbeschwerde machen möchte, lässt sich mit Zu-

lassungsrügen nicht überprüfen (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Allerdings liegen zur Überzeu-

gung des erkennenden Senats des BSG tatsächlich keine Anhaltspunkte dafür vor, dass das 

LSG in der Sache unrichtig entschieden haben könnte. 
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